
 
Allgemeine Geschäftsbedingungen für  
Reiseverträge von Busreiseveranstaltern  
Sehr geehrter Reisegast, 
die nachfolgenden Bestimmungen werden, soweit wirksam vereinbart, Inhalt des zwischen Ihnen und 
Möller´s Reisedienst GmbH & Co. KG im Buchungsfall zustande kommenden Pauschalreisevertrages. 
Sie ergänzen die gesetzlichen Vorschriften der §§ 651a - y BGB (Bürgerliches Gesetzbuch) und der 
Artikel 250 und 252 des EGBGB (Einführungsgesetz zum BGB) und füllen diese aus.  
Bitte lesen Sie diese Reisebedingungen vor Ihrer Buchung sorgfältig durch! 
 
1. Abschluss des Reisevertrages 
1.1) Der Reisevertrag soll schriftlich mit den Formularen des Veranstalters (Reiseanmeldung und Rei-
sebestätigung) abgeschlossen werden. Sämtliche Abreden, Nebenabreden und Sonderwünsche sollen 
schriftlich erfasst werden. Bei Vertragsschluss oder unverzüglich danach wird dem Reisenden die voll-
ständige Reisebestätigung ausgehändigt. Dazu ist der Veranstalter nicht verpflichtet, wenn es sich um 
eine kurzfristige Buchung weniger als sieben Werktage vor Reisebeginn handelt.  
1.1a) Bei Buchungen über das Internet gilt für den Vertragsabschluß: 
Mit Betätigung des Buttons (der Schaltfläche) „zahlungspflichtig buchen“ bietet der Kunde dem Reise-
veranstalter den Abschluss des Reisevertrages verbindlich an. Dem Kunden wird der Eingang seiner 
Buchung (Reiseanmeldung) unverzüglich auf elektronischem Weg bestätigt. 
Die Übermittlung der Buchung (Reiseanmeldung) durch Betätigung des Buttons "zahlungspflichtig bu-
chen" begründet keinen Anspruch des Kunden auf das Zustandekommen eines Reisevertrages ent-
sprechend seiner Buchung (Reiseanmeldung). Der Vertrag kommt durch den Zugang der Buchungsbe-
stätigung des Reiseveranstalters beim Kunden zustande, die keiner besonderen Form bedarf und 
schriftlich, per E-Mail oder per Fax erfolgen kann. 
Erfolgt die Buchungsbestätigung sofort nach Betätigung des Buttons "zahlungspflichtig buchen“ durch 
entsprechende unmittelbare Darstellung der Buchungsbestätigung am Bildschirm, so kommt der Rei-
severtrag mit Darstellung dieser Buchungsbestätigung zustande, ohne dass es einer Zwischenmittei-
lung an den Kunden über den Eingang seiner Buchung bedarf. In diesem Fall wird dem Kunden die 
Möglichkeit zur Speicherung und zum Ausdruck der Buchungsbestätigung angeboten. Die Verbindlich-
keit des Reisevertrages ist jedoch nicht davon abhängig, dass der Kunde diese Möglichkeiten zur Spei-
cherung oder zum Ausdruck tatsächlich nutzt. Im Regelfall wird der Reiseveranstalter zusätzlich zur 
sofort am Bildschirm dargestellten Buchungsbestätigung von dieser eine zusätzliche Ausfertigung 
schriftlich, per Fax oder per E-Mail übermitteln. Die Rechtsverbindlichkeit des Reisevertrages ist jedoch 
nicht davon abhängig, dass dem Kunden eine solche zusätzliche Ausfertigung zugeht. 
1.2) An die Reiseanmeldung ist der Reisende 10 Tage, bei elektronischer Reiseanmeldung 5 Tage, 
gebunden. Innerhalb dieser Frist wird die Reise durch den Veranstalter bestätigt. Kurzfristige Buchun-
gen zwei Wochen vor Reisebeginn und kürzer führen durch die sofortige Bestätigung bzw. durch die 
Zulassung zur Reise zum Vertragsschluss. 
1.3) Telefonisch nimmt der Veranstalter, worauf der Reisende ausdrücklich hinzuweisen ist, lediglich 
verbindliche Reservierungen vor, auf die hin der Reisevertrag durch die schriftliche Reiseanmeldung, 
die der Reisende unverzüglich unterschrieben an den Veranstalter zurückzuleiten hat, und die Reise-
bestätigung geschlossen wird. Sendet der Reisende die unterschriebene Reiseanmeldung nicht inner-
halb einer Frist von 7 Tagen nach Zugang der Reiseanmeldung zurück, so kann der Veranstalter  von 
der Reservierung Abstand nehmen, sofern es der Reisende nach Aufforderung wiederum unterlässt, 
die Reiseanmeldung unterschrieben an ihn weiterzuleiten. Schadensersatzansprüche wegen Nichtein-
haltung der Reservierungsabrede bleiben hiervon unberührt. Der Veranstalter bestätigt dem Reisenden 
bei elektronischen Buchungen den Zugang der Buchung unverzüglich auf elektronischem oder postali-
schem Weg.  
1.4) Weicht die Reisebestätigung von der Reiseanmeldung des Reisenden ab, so liegt in der Reisebe-
stätigung ein neuer Vertragsantrag, an den der Veranstalter 10 Tage gebunden ist und den der Rei-
sende innerhalb dieser Frist annehmen kann. Für die Annahme wird die rechtzeitige Rücksendung der 
unterschriebenen Reiseanmeldung empfohlen.  
1.5) Der Veranstalter weist darauf hin, dass nach den gesetzlichen Vorschriften (§§ 312 Abs. (2) Ziff. 4,  
312g Abs. 2 Satz 1 Ziff. 9 BGB) bei Verträgen über Reiseleistungen nach § 651a BGB (Pauschalreise-



verträge)), die im Fernabsatz (Briefe, Kataloge, Telefonanrufe, Telekopien, E-Mails, über Mobilfunk-
dienst versendete Nachrichten (SMS) sowie Rundfunk und Telemedien) abgeschlossen wurden, kein 
Widerrufsrecht besteht, sondern lediglich die gesetzlichen Rücktritts- und Kündigungsrechte, insbeson-
dere das Rücktrittsrecht gemäß § 651i BGB (siehe hierzu auch Ziff. 5). Ein Widerrufsrecht besteht je-
doch, wenn der Vertrag über Reiseleistungen nach § 651a außerhalb von Geschäftsräumen geschlos-
sen worden ist, es sei denn, die mündlichen Verhandlungen, auf denen der Vertragsschluss beruht, 
sind auf vorhergehende Bestellung des Verbrauchers geführt worden; im letztgenannten Fall besteht 
ein Widerrufsrecht ebenfalls nicht. Der vorstehende Hinweis gilt auch, soweit mit dem Veranstalter Un-
terkunftsleistungen (z.B. Hotelzimmer)  oder Flugleistungen  abgeschlossen werden, bei denen der 
Veranstalter nicht Vermittler, sondern unmittelbarer Vertragspartner des Kunden/Reisenden ist. 
1.6) Der Reisende erklärt sich einverstanden, daß seine Kundendaten gespeichert werden, und erteilt 
seine Einwilligung zur Kundenansprache z.Bsp. mit Telefon, Fax, Postwurfsendungen, E-Mail, Prospekt 
usw. auch zu werblichen Zwecken des Veranstalters.  
2. Zahlung 
2.1) Sämtliche Zahlungen (Anzahlung bzw. Restzahlung) des Reisenden sind nur nach Aushändigung 
des Sicherungsscheines unter Beachtung der nachfolgenden Bestimmungen zu leisten. Die Reisebe-
stätigung ist gleichzeitig Ihr Fahrausweis und enthält alle wichtigen Informationen. 
2.2) Nach Abschluss des Reisevertrages sind 20 % des Reisepreises als Anzahlung zu zahlen.  
2.3) Der Restbetrag ist unaufgefordert, frühestens drei Wochen, - bei Reisen mit einer Mindestteilneh-
merzahl nach Ziff. 8. allerdings frühestens zwei Wochen - vor Reisebeginn Zug um Zug gegen Aus-
händigung der vollständigen Reiseunterlagen, soweit für die Reise erforderlich und/oder vorgesehen 
(z.B. Hotelgutschein oder Beförderungsschein), zu zahlen.    
2.4) Vertragsabschlüsse innerhalb von zwei Wochen vor Reisebeginn verpflichten den Reisenden zur 
sofortigen Zahlung des gesamten Reisepreises Zug um Zug gegen Aushändigung der vollständigen 
Reiseunterlagen, soweit für die Reise erforderlich und/oder vorgesehen (z.B. Hotelgutschein oder Be-
förderungsschein). 
2.5) Leistet der Kunde die Anzahlung und/oder die Restzahlung nicht entsprechend den vereinbarten 
Zahlungsfälligkeiten, obwohl der Veranstalter zur ordnungsgemäßen Erbringung der vertraglichen Leis-
tungen bereit und in der Lage ist und kein gesetzliches oder vertragliches Zurückbehaltungsrecht des 
Kunden besteht, so ist der Veranstalter berechtigt, nach Mahnung mit Fristsetzung vom Reisevertrag 
zurückzutreten und den Kunden mit Rücktrittskosten gemäß Ziffer 5 zu belasten. 
3. Leistungsänderungen  
3.1) Änderungen und Abweichungen einzelner Reiseleistungen vom Reisevertrag, die nach Vertrags-
abschluss notwendig werden und vom Veranstalter nicht wider Treu und Glauben herbeigeführt wur-
den, sind nur gestattet, soweit die Änderungen oder Abweichungen nicht erheblich sind und den Ge-
samtzuschnitt der gebuchten Reise nicht beeinträchtigen. 
3.2) Eine zulässige Änderung einer wesentlichen Reiseleistung hat der Veranstalter dem Reisenden 
unverzüglich nach Kenntnis vom Änderungsgrund zu erklären. 
3.3) Im Fall einer erheblichen Änderung einer wesentlichen Eigenschaft einer Reiseleistung oder der 
Abweichung von besonderen Vorgaben des Kunden, die Inhalt des Pauschalreisevertrags geworden 
sind, ist der Kunde berechtigt, innerhalb einer vom Veranstalter gleichzeitig mit Mitteilung der Änderung 
gesetzten angemessenen Frist entweder die Änderung anzunehmen oder unentgeltlich vom Pauschal-
reisevertrag zurückzutreten. Erklärt der Kunde nicht innerhalb der vom Veranstalter gesetzten Frist 
ausdrücklich gegenüber diesem den Rücktritt vom Pauschalreisevertrag, gilt die Änderung als ange-
nommen 
3.4) Für den Fall einer zulässigen Änderung bleiben die übrigen Rechte (insbesondere Minderung, 
Schadensersatz) unberührt.  
4. Preisänderungen 
4.1) Der Veranstalter behält sich nach Maßgabe der § 651f, 651g BGB und der nachfolgenden Rege-
lungen vor, den im Pauschalreisevertrag vereinbarten Reisepreis zu erhöhen, soweit  
a) eine Erhöhung des Preises für die Beförderung von Personen aufgrund höherer Kosten für Treibstoff 
oder andere Energieträger, 
b) eine Erhöhung der Steuern und sonstigen Abgaben für vereinbarte Reiseleistungen, wie Touristen-
abgaben, Hafen- oder Flughafengebühren, oder 
c)  eine Änderung der für die betreffende Pauschalreise geltenden Wechselkurse 
sich unmittelbar auf den Reisepreis auswirkt. 
4.2) Eine Erhöhung des Reisepreises ist nur zulässig, sofern der Veranstalter den Reisenden in Text-



form klar und verständlich über die Preiserhöhung und deren Gründe unterrichtet und hierbei die Be-
rechnung der Preiserhöhung mitteilt. 
4.3) Die Preiserhöhung berechnet sich wie folgt: 
a) Bei Erhöhung des Preises für die Beförderung von Personen nach 4.1a) kann der Veranstalter den 
Reisepreis nach Maßgabe der nachfolgenden Berechnung erhöhen: 

- Bei einer auf den Sitzplatz bezogenen Erhöhung kann der Veranstalter vom Kunden den Erhö-
hungsbetrag verlangen. 
- Anderenfalls werden die vom Beförderungsunternehmen pro Beförderungsmittel geforderten, zu-
sätzlichen Beförderungskosten durch die Zahl der Sitzplätze des vereinbarten Beförderungsmittels 
geteilt. Den sich so ergebenden Erhöhungsbetrag für den Einzelplatz kann der Veranstalter vom 
Kunden verlangen. 

- Bei Erhöhung der Steuern und sonstigen Abgaben gem. 4.1b) kann der Reisepreis um den entspre-
chenden, anteiligen Betrag heraufgesetzt werden. 
- Bei Erhöhung der Wechselkurse gem. 4.1c) kann der Reisepreis in dem Umfange erhöht werden, in 
dem sich die Reise dadurch für den Veranstalter verteuert hat. 
4.4) Der Veranstalter ist verpflichtet, dem Kunden/Reisenden auf sein Verlangen hin eine Senkung des 
Reisepreises einzuräumen, wenn und soweit sich die in 4.1 a) -c) genannten Preise, Abgaben oder 
Wechselkurse nach Vertragsschluss und vor Reisebeginn geändert haben und dies zu niedrigeren 
Kosten für den Veranstalter führt. Hat der Kunde/Reisende mehr als den hiernach geschuldeten Betrag 
gezahlt, ist der Mehrbetrag vom Veranstalter zu erstatten. Der Veranstalter darf jedoch von dem zu er-
stattenden Mehrbetrag die ihm tatsächlich entstandenen Verwaltungsausgaben abziehen. Der Veran-
stalter hat dem Kunden /Reisenden auf dessen Verlangen nachzuweisen, in welcher Höhe Verwal-
tungsausgaben entstanden sind. 
4.5) Preiserhöhungen sind nur bis zum 20. Tag vor Reisebeginn eingehend beim Kunden zulässig.  
4.6) Bei Preiserhöhungen von mehr als 8 % ist der Kunde berechtigt, innerhalb einer vom Veranstalter  
gleichzeitig mit Mitteilung der Preiserhöhung gesetzten angemessenen Frist entweder die Änderung 
anzunehmen oder unentgeltlich vom Pauschalreisevertrag zurückzutreten. Erklärt der Kunde nicht in-
nerhalb der vom Veranstalter gesetzten Frist ausdrücklich gegenüber diesem den Rücktritt vom Pau-
schalreisevertrag, gilt die Änderung als angenommen. 
5. Rücktritt des Kunden 
5.1) Der Kunde kann jederzeit vor Reisebeginn vom Pauschalreisevertrag zurücktreten. Der Rücktritt ist 
gegenüber dem Veranstalter zu erklären, wobei empfohlen wird, den Rücktritt  in Textform zu erklären. 
5.2) Tritt der Kunde vor Reisebeginn zurück oder tritt er die Reise nicht an, so verliert der Veranstalter 
den Anspruch auf den Reisepreis. Stattdessen kann der Veranstalter eine angemessene Entschädi-
gung verlangen, soweit der Rücktritt nicht von ihm zu vertreten ist oder am Bestimmungsort oder in 
dessen unmittelbarer Nähe unvermeidbare, außergewöhnliche Umstände auftreten, die die Durchfüh-
rung der Pauschalreise oder die Beförderung von Personen an den Bestimmungsort erheblich beein-
trächtigen; Umstände sind unvermeidbar und außergewöhnlich, wenn sie nicht der Kontrolle des Ver-
anstalters unterliegen, und sich ihre Folgen auch dann nicht hätten vermeiden lassen, wenn alle zu-
mutbaren Vorkehrungen getroffen worden wären.  
Der Veranstalter hat die nachfolgenden Entschädigungspauschalen unter Berücksichtigung des Zeit-
raums zwischen der Rücktrittserklärung und des Reisebeginns sowie unter Berücksichtigung der erwar-
teten Ersparnis von Aufwendungen und des erwarteten Erwerbs durch anderweitige Verwendungen der 
Reiseleistungen festgelegt. Unter Beachtung des Zeitpunkts des Zugangs der Rücktrittserklärung des 
Kunden beim Veranstalter wird die pauschale Entschädigung wie folgt mit der jeweiligen Stornostaffel 
berechnet:  

a) Bei Busreisen: 
bis 60 Tage vor Reisebeginn 10 % 

ab 59.-45. Tag vor Reisebeginn 15 %  
ab 44.-31. Tag vor Reisebeginn 25 % 
ab 30.-15. Tag vor Reisebeginn 40 % 
ab 14.-8. Tag vor Reisebeginn 60 % 
ab 7.- 3. Tag vor Reisebeginn 80 % 
ab 2 Tage vor Reisebeginn und am Abreisetag: 90 % 
b) Bei Flugreisen:  
bis 60 Tage vor Reisebeginn 30 % 
ab 59. – 30. Tag vor Reisebeginn 40 % 



ab 29..-22. Tag vor Reisebeginn 50 % 
ab 21.-15. Tag vor Reisebeginn 75 % 
ab 14.- 3. Tag vor Reisebeginn 85 % 
ab 2 Tage vor Reisebeginn und am Abreisetag: 90 % 
c) Werden für eine Reise Eintrittskarten für Musicals, Opern, etc. vermittelt, beträgt die Stornogebühr 
für diesen Reisebestandteil 90 % 
d) Bei Nichtantritt am Abreisetag ohne vorherige Stornierung erheben wir 90 % des Reisepreises, 
ebenso bei Reiseabbruch. 
5.3) Dem Reisenden wird ausdrücklich der Nachweis gestattet, ein Anspruch auf Entschädigung sei 
überhaupt nicht entstanden oder die Entschädigung sei wesentlich niedriger als die Pauschale.  
5.4) Der Veranstalter behält sich vor, anstelle der vorstehenden Pauschalen eine höhere, konkrete Ent-
schädigung zu fordern, soweit er nachweist, dass ihm wesentlich höhere Aufwendungen als die jeweils 
anwendbare Pauschale entstanden sind. In diesem Fall ist der Veranstalter verpflichtet, die geforderte 
Entschädigung unter Berücksichtigung der ersparten Aufwendungen und einer etwaigen, anderweitigen 
Verwendung der Reiseleistungen konkret zu beziffern und zu belegen. 
5.5) Ist der Veranstalter infolge eines Rücktritts zur Rückerstattung des Reisepreises verpflichtet, hat er 
unverzüglich, auf jeden Fall aber innerhalb von 14 Tagen nach Zugang der Rücktrittserklärung, zu leis-
ten. 
5.6) Das gesetzliche Recht des Kunden, gemäß § 651 e BGB vom Veranstalter durch Mitteilung auf 
einem dauerhaften Datenträger zu verlangen, dass statt seiner ein Dritter in die Rechte und Pflichten 
aus dem Pauschalreisevertrag eintritt, bleibt durch die vorstehenden Bedingungen unberührt. Eine sol-
che Erklärung ist in jedem Fall rechtzeitig, wenn sie dem Veranstalter 7 Tage vor Reisebeginn zugeht.  
5.7) Der Abschluss einer Reiserücktrittskostenversicherung, einer Auslandskrankenversicherung sowie 
einer Versicherung zur Deckung der Rückführungskosten bei Unfall oder Krankheit wird dringend emp-
fohlen.  
6. Umbuchung 
6.1) Ein Anspruch des Kunden nach Vertragsabschluss auf Änderungen hinsichtlich des Reisetermins, 
des Reiseziels, des Ortes des Reiseantritts, der Unterkunft, der Verpflegungsart, der Beförderungsart 
oder sonstiger Leistungen (Umbuchung) besteht nicht. Dies gilt nicht, wenn die Umbuchung erforderlich 
ist, weil der Veranstalter keine, unzureichende oder falsche vorvertragliche Informationen gemäß Art. 
250 § 3 EGBGB gegenüber dem Reisenden gegeben hat; in diesem Fall ist die Umbuchung kostenlos 
möglich. Wird in den übrigen Fällen auf Wunsch des Kunden dennoch eine Umbuchung vorgenommen, 
kann der Veranstalter bei Einhaltung der nachstehenden Fristen ein Umbuchungsentgelt vom Kunden 
pro von der Umbuchung betroffenen Reisenden erheben. Soweit vor der Zusage der Umbuchung 
nichts anderes im Einzelfall vereinbart ist, beträgt das Umbuchungsentgelt jeweils bis zu dem Zeitpunkt 
des Beginns der zweiten Stornostaffel der jeweiligen Reiseart gemäß vorstehender Regelung in Ziffer 5  
€ 25,- pro betroffenen Reisenden. 
6.2) Umbuchungswünsche des Kunden, die nach Ablauf der Fristen erfolgen, können, sofern ihre 
Durchführung überhaupt möglich ist, nur nach Rücktritt vom Pauschalreisevertrag gemäß Ziffer 5 zu 
den Bedingungen und gleichzeitiger Neuanmeldung durchgeführt werden. Dies gilt nicht bei Umbu-
chungswünschen, die nur geringfügige Kosten verursachen. 
7. Ersatzreisende  
Der Reisende kann sich bis zum Reisebeginn durch einen Dritten ersetzen lassen, sofern dieser den 
besonderen Reiseerfordernissen genügt und seiner Teilnahme nicht gesetzliche Vorschriften oder be-
hördliche Anordnungen entgegenstehen und der Veranstalter der Teilnahme nicht aus diesen Gründen 
widerspricht. Der Reisende und der Dritte haften dem Veranstalter als Gesamtschuldner für den Reise-
preis und für die durch die Teilnahme des Dritten entstehenden Mehrkosten.  
8. Mindestteilnehmerzahl 
8.1) Ist in der Beschreibung der Reise (Prospekt/Katalog/Internetausschreibung) ausdrücklich und in 
der Reisebestätigung auf eine bestimmte Mindestteilnehmerzahl und die Rücktrittserklärungsfrist (spä-
testens bis zwei Wochen vor Reisebeginn) hingewiesen und wird diese Mindestteilnehmerzahl nicht 
erreicht, so kann der Veranstalter erklären, dass die Mindestteilnehmerzahl nicht erreicht ist und die 
Reise nicht durchgeführt wird. 
8.2) Der Veranstalter wird dem Reisenden die Erklärung nach Ziffer 8.1) unverzüglich nach Kenntnis 
der nichterreichten Teilnehmerzahl, spätestens bis zwei Wochen vor Reisebeginn zugehen lassen. 
8.3) Der Reisende kann die Teilnahme an einer mindestens gleichwertigen anderen Reise verlangen, 
wenn der Veranstalter in der Lage ist, eine solche Reise ohne Mehrpreis für den Reisenden aus sei-



nem Angebot anzubieten. 
8.4) Der Reisende hat sein Recht nach Ziffer 8.3) unverzüglich nach Zugang der Erklärung des Veran-
stalters diesem gegenüber geltend zu machen. 
8.5) Macht der Reisende nicht von seinem Recht nach Ziffer 8.3) Gebrauch, so ist der vom Reisenden 
gezahlte Betrag unverzüglich zurückzuerstatten. Ziffer 5.6) gilt entsprechend. 
9. Störung durch den Reisenden 
Der Veranstalter kann den Reisevertrag fristlos kündigen, wenn der Reisende trotz Abmahnung nach-
haltig  stört, so dass seine weitere Teilnahme für den Veranstalter und/oder die Reiseteilnehmer nicht 
mehr zumutbar ist. Dies gilt auch, wenn der Reisende sich nicht an sachlich begründete Hinweise hält. 
Dem Veranstalter steht in diesem Fall der Reisepreis weiter zu, soweit sich nicht ersparte Aufwendun-
gen und Vorteile aus einer anderweitigen Verwertung der Reiseleistung(en) ergeben. Schadensersatz-
ansprüche im übrigen bleiben unberührt. Der Reisende soll die ihm zumutbaren Schritte (z.B. Informa-
tion des Veranstalters) unternehmen, um drohende ungewöhnlich hohe Schäden abzuwenden oder 
gering zu halten. 
10. Obliegenheiten des Kunden / Reisenden 
10.1) Mängelanzeige / Abhilfeverlangen 
a) Sind die Reiseleistungen nicht vertragsgemäß, kann der Reisende Abhilfe (Mangelbeseitigung oder 
gleichwertige Ersatzleistung) verlangen. 
b) Soweit der Veranstalter infolge einer schuldhaften Unterlassung der Mängelanzeige nicht Abhilfe 
schaffen konnte, kann der Reisende weder Minderungsansprüche nach § 651m BGB noch Schadens-
ersatzansprüche nach § 651n BGB geltend machen. 
c) Reisemängel sind unverzüglich vor Ort dem Vertreter des Veranstalters (Reiseleiter bzw. Busfahrer), 
oder falls dieser nicht erreichbar ist, beim Veranstalter direkt anzuzeigen. Die Kontaktstelle des Veran-
stalters ist am Ende der Reisebedingungen aufgeführt. 
d) Der Vertreter des Veranstalters ist beauftragt, für Abhilfe zu sorgen, sofern dies möglich ist. Er ist 
jedoch nicht befugt, Ansprüche anzuerkennen. 
10.2) Fristsetzung vor Kündigung 
Will der Kunde/Reisende den Pauschalreisevertrag wegen eines Reisemangels der in § 651i Abs. (2) 
BGB bezeichneten Art, sofern er erheblich ist, nach § 651l BGB kündigen, hat er dem Veranstalter zu-
vor eine angemessene Frist zur Abhilfeleistung zu setzen. Dies gilt nur dann nicht, wenn die Abhilfe 
vom Veranstalter verweigert wird oder wenn die sofortige Abhilfe notwendig ist. 
10.3) Gepäckbeschädigung und Gepäckverspätung bei Flugreisen; besondere Regeln & Fristen zum 
Abhilfeverlangen 
a) Der Reisende wird darauf hingewiesen, dass Gepäckverlust, -beschädigung und –verspätung im 
Zusammenhang mit Flugreisen nach den luftverkehrsrechtlichen Bestimmungen vom Reisenden un-
verzüglich vor Ort mittels Schadensanzeige („P.I.R.“) der zuständigen Fluggesellschaft anzuzeigen 
sind. Fluggesellschaften und der Veranstalter können die Erstattungen aufgrund internationaler Über-
einkünfte ablehnen, wenn die Schadensanzeige nicht ausgefüllt worden ist. Die Schadensanzeige ist 
bei Gepäckbeschädigung binnen 7 Tagen, bei Verspätung innerhalb 21 Tagen nach Aushändigung, zu 
erstatten.  
b) Zusätzlich ist der Verlust, die Beschädigung oder die Fehlleitung von Reisegepäck unverzüglich dem 
Veranstalter bzw. seinem Vertreter anzuzeigen. Dies entbindet den Reisenden nicht davon, die Scha-
denanzeige an die Fluggesellschaft gemäß Buchst. a) innerhalb der vorstehenden Fristen zu erstatten. 
11. Mitwirkungspflicht 
Der Reisende ist verpflichtet, die ihm zumutbaren Schritte zu unternehmen, um eventuelle Schäden 
gering zu halten. Auf die Ziffern 9 und 10 wird Bezug genommen. 
12. Haftungsbeschränkung 
12.1) Die vertragliche Haftung des Veranstalters für Schäden, die nicht aus der Verletzung des Lebens, 
des Körpers oder der Gesundheit resultieren und nicht schuldhaft herbeigeführt wurden, ist auf den 
dreifachen Reisepreis beschränkt. Möglicherweise darüber hinausgehende Ansprüche nach dem Mon-
trealer Übereinkommen bzw. dem Luftverkehrsgesetz bleiben von dieser Haftungsbeschränkung unbe-
rührt.  
12.2) Der Veranstalter haftet nicht für Leistungsstörungen, Personen- und Sachschäden im Zusam-
menhang mit Leistungen, die als Fremdleistungen lediglich vermittelt werden (z.B. Ausflüge, Sportver-
anstaltungen, Theaterbesuche, Ausstellungen, Beförderungsleistungen von und zum ausgeschriebe-
nen Ausgangs- und Zielort), wenn diese Leistungen in der Reiseausschreibung oder der Reisebestäti-
gung ausdrücklich und unter Angabe des vermittelten Vertragspartners als Fremdleistungen so eindeu-



tig gekennzeichnet wurden, dass sie für den Kunden/Reisenden erkennbar nicht Bestandteil der Pau-
schalreise des Veranstalters sind und getrennt ausgewählt wurden. Die §§ 651b, 651c, 651w und 651y 
BGB bleiben hierdurch unberührt. 
Der Veranstalter haftet jedoch, wenn und soweit für einen Schaden des Reisenden die Verletzung von 
Hinweis-, Aufklärungs- oder Organisationspflichten seitens des Veranstalters ursächlich geworden ist.  
13. Geltendmachung von Ansprüchen, Adressat 
Ansprüche nach den § 651i Abs. (3) Nr. 2, 4-7 BGB hat der Kunde/Reisende gegenüber dem Veran-
stalter geltend zu machen. Die Geltendmachung kann auch über den Reisevermittler erfolgen, wenn 
die Pauschalreise über diesen Reisevermittler gebucht war. Eine Geltendmachung in Textform wird 
empfohlen.  
14. Informationen zur Identität ausführender Luftfahrtunternehmen 
14.1) Der Veranstalter informiert den Kunden bei Buchung entsprechend der EU-Verordnung zur Unter-
richtung von Fluggästen über die Identität des ausführenden Luftfahrtunternehmens vor oder spätes-
tens bei der Buchung über die Identität der ausführenden Fluggesellschaft(en) bezüglich sämtlicher im 
Rahmen der gebuchten Reise zu erbringenden Flugbeförderungsleistungen.  
14.2) Steht/stehen bei der Buchung die ausführende Fluggesellschaft(en) noch nicht fest, so ist der 
Veranstalter verpflichtet, dem Kunden die Fluggesellschaft bzw. die Fluggesellschaften zu nennen, die 
wahrscheinlich den Flug durchführen wird bzw. werden. Sobald der Veranstalter weiß, welche Flugge-
sellschaft den Flug durchführt, wird er den Kunden informieren. 
14.3) Wechselt die dem Kunden als ausführende Fluggesellschaft genannte Fluggesellschaft, wird der 
Veranstalter den Kunden unverzüglich und so rasch dies mit angemessenen Mitteln möglich ist, über 
den Wechsel informieren.  
14.4) Die entsprechend der EG-Verordnung erstellte „Black List“ (Fluggesellschaften, denen die Nut-
zung des Luftraumes über den Mitgliedstaaten untersagt ist.), ist auf den Internet-Seiten des Veranstal-
ters oder direkt über http://ec.europa.eu/transport/modes/air/safety/air-ban/index_de.htm abrufbar und 
in den Geschäftsräumen des der Veranstalter einzusehen.  
15. Pass-, Visa- und gesundheitspolizeiliche Formalitäten 
15.1) Der Veranstalter weist auf Pass-, Visumerfordernisse einschließlich der Fristen zur Erlangung 
dieser Dokumente und gesundheitspolizeiliche Formalitäten in dem von ihm herausgegebenen und 
dem Reisenden zur Verfügung gestellten Prospekt oder durch Unterrichtung vor der Buchung ein-
schließlich zwischenzeitlicher Änderungen insbesondere vor Vertragsschluss und vor Reisebeginn hin, 
die für das jeweilige Reiseland für deutsche Staatsbürger ohne Besonderheiten wie Doppelstaatsbür-
gerschaft etc. gelten. Für Angehörige anderer Staaten gibt das zuständige Konsulat Auskunft, die Be-
achtung der Einreiseformalitäten und die dementsprechenden Vorkehrungen trifft der Angehörige ande-
rer Staaten selbst. 
15.2) Der Kunde ist verantwortlich für das Beschaffen und Mitführen der behördlich notwendigen Rei-
sedokumente, eventuell erforderliche Impfungen sowie das Einhalten von Zoll- und Devisenvorschrif-
ten. Nachteile, die aus der Nichtbeachtung dieser Vorschriften erwachsen, z. B. die Zahlung von Rück-
trittskosten, gehen zu Lasten des Kunden/Reisenden. Dies gilt nicht, wenn der Veranstalter nicht, unzu-
reichend oder falsch informiert hat.  
15.3) Der Veranstalter haftet nicht für die rechtzeitige Erteilung und den Zugang notwendiger Visa 
durch die jeweilige diplomatische Vertretung, wenn der Kunde den Veranstalter mit der Besorgung be-
auftragt hat, es sei denn, dass der Veranstalter eigene Pflichten schuldhaft verletzt hat. 
16. Besondere Regelungen im Zusammenhang mit Pandemien (insbesondere dem Corona-
Virus) 
16.1) Die Parteien sind sich einig, daß die vereinbarten Reiseleistungen durch die jeweiligen Leis-
tungserbringer stets unter Einhaltung und nach Maßgabe der zum jeweiligen Reisezeitpunkt geltenden 
behördlichen Vorgaben und Auflagen erbracht werden. 
16.2) Der Reisende erklärt sich einverstanden, angemessene Nutzungsregelungen oder -
beschränkungen der Leistungserbringer bei der Inanspruchnahme von Reiseleistungen zu beachten 
und im Falle von auftretenden typischen Krankheitssymptomen die Reiseleitung und den Leistungsträ-
ger unverzüglich zu verständigen.  
 
17. Alternative Streitbeilegung  
Der Veranstalter weist im Hinblick auf das Gesetz über Verbraucherstreitbeilegung darauf hin, dass er 
nicht an einer freiwilligen Verbraucherstreitbeilegung teilnimmt. Der Veranstalter weist für alle Reisever-
träge, die im elektronischen Rechtsverkehr geschlossen wurden, auf die europäische Online-



Streitbeilegungs- Plattform  http://ec.europa.eu/consumers/odr/ hin. 
 
Reiseveranstalter ist: 
Firma:  Möllers Reisedienst GmbH & Co. KG 
Straße: Kieler Str. 319 - 321  
PLZ / Ort: 24536 Neumünster 
Telefon: 04321-93770 
Telefax: 04321-937787 
E-Mail: info@moellers-reisedienst.de 
 


